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In Sachen

Verkündet

am 500 Juli 1959 ° ° ° ° '

Beklagten und Hevieionsklägerin,

gegen

Kläger und Revisionebelzlagten9

-w
hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts aui

mündliche Verhandlung vom 300 Juli 1959, an der

die

mitgewirkt haben

Senatspräeident B r a c k m a n n
' als Vor;itzenäer,

Bundeerichter Dro B a r e s e l und

Bundeerichter & c h m i t t

‚ als weitere Beruferichter,

Bundeesozialriehter Schmietendorf und“

Bundessozialrichter % ü l l e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen

Lahdeesozialgerichte vom 12° Februar 195% wird

als unzulässig verworfeno

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des_Revisionsverfahrexs zu erstatteno

Von Rechts wegeno
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I

Der Kläger ist Bundesbahnbetriebserheiter im Bahnhof Bamberg°

Durch Bescheid vom 22° März 1955 lehnte die Beklagte Entschädi—

gungsanspruche, die der Kläger aus Arbeitsunfällen vom
lle April l949 und l9° Mai 1953 herleitete, mit der Begründung

ab, die geltend gemachten Wirbelsäulenbeschweräen ständen mit

den Unfällen nicht in ursächlichem Zusammenhenva

Hicrgehen hat der hläger entsprechend der von der Beklagten

erteilten Rechtsbehelfsbelehrung hlage zum Sozialgericht (SG„)

München erhobene In der mündlichen Verhandlung hat er die

Zuständigkeit des angegengenen Gerichte in Zweifel gezogen,

weil weder sein Wohnsitz noch sein Beschäftigungsort im Bezirk

des 560 äünchen liegen° Er hat beantragt, die Sache an des

nach 5 57 des Sozialgerichtsgesetzcs (SSG) zuständige öG° zu
verweiseno Das SGD München hat unter Bejahung seiner Zuständig—

keit durch Urteil vom l2„ April 1956 die Klage als unbegründet

abgewieseno Es hat seine Zuständigkeit aus % 2 der vom

Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und soziale Fürsorge

mit Zustimmung des Landtages des Freistaates Bayern erlassenen

Verordnung über Zuständigkeiten in der Sozielgerichtsberkeit

vom 90 April 1954 (GVBl„ 1954 s„ 56 — zvo) und äus Beschlüssen
des Präsidiums des SG° München hergeleiteta Durch @ 2 ZVO, den

das SG° als mit dem SGG vereinbar und daher gültig erachtet

hat, ist bei dem SGO München_eine Kammer für Angelegenheiten

der Versieherungstr ger der Deutschen—Bundesbahn gebildet und

deren Bezirk auf das Gebiet des Freistaates Bayern erstreckt

werden° Dementsprechend hat das fräsidium des SG° München die
14} Kammer als Kammer für Angelegenheiten der Versicherungs—

träger der Bundesbahn errichteto

Auf die Berufung des Klägers hat das Bayerische Lendessozial—

géricht (LSGO) durch Urteil vom 120 Februar 1958 die Ent—

scheidung des SGD München aufgehoben und die Sache an das

SG° Bayreuth verwiesen° In den Entscheidungsgründen hat es
ausgeführt: Weder das Beyerieche Staatsministerium für Arbeit
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und soziale Fürsorge noch der Landtag seien befugt gewesen,

einer Kammer des SG„ München bestimmte Geschäftsgcbicte zuzu—

teilen‚ vielmehr sei dies Sache des Präsidiums des Gerichts

{@ 25 SGG)„ Da % 2 ZVO das Präsidium binde, die Geschäfte in

einer bestimmten Weise auf die Kamaern zu verteilen, verstoße

die Vorechrift gegen % 25 SGG und sei somit rechtsunwirkeam°

Ob @ 2 ZVO außerdem gegen % lC SGG verstoße, könne dahinge—

stellt bleiben° nie Ermächtigung zur Bildung einer manner könne

das Staatsministerium auch nicht aus Art° 2 Abs„ l des Gesetzes

zur Ausführung des Sozialgerichtsgeeetzes in Bayern (eVBlo 1953

So 195) herleiten; darin sei nur die Er äcntibung enthalten,

den Bea rk der Kemmer eines SG° auf Bezirke anderer Sozialge—

richte zu erstrecken„ Da somit s0wohl die Bildung der hammer

für Angelegenheiten der Versicherungsträger der Deutacnen

Bundesbahn als auch die Erstreckung ihres Beziris auf das

Gebiet des'3reistaates Bayern rechtsunwirksem seien, richte

sich die örtliche Zuetändiökeit des Gerictus nach 9 57 SGG„

Das hiernach auständiee Gericht sei das SG„ Bayreuthb pie

örtliche Zuetändigkeit sei eine Prozeßvoraussetzung und deshalb

in jeder Lage des Verfahrens, auch in der Beruiungsinstanz‚

zu pr fen° Ihr Fehlen stelle einen wesentlichen Verfahrens—

mangel im Sinne des 5 159‘Abso l Nr° 2 SGG dar„ Lew Antrag

des Klägers auf Verweisung der Streitsache an das örtlich

zuständige SGO Bayreuth sei deshalb zu entsprechen gewesen
(% 98 SGG)() Aus Gründen der Prozeßökonomie sei der Rechts—

streit unmittelbar an das SGO Bayreuth verwiesen worden° »
Das LSG° hat die Revision zugelassena

Die Beklagte hat gegen das ihr am 24° ■ai 1958 zugestellte

Urteil am 2l„ Juni 1958 Revision eingelegt und diese am

180 Juli 1958 begründeh Sie hält £ 2 zvo und die nach dem
Erlaß der Verordnung ergangenen Präsidialbeschlüsse des SGO

München mit 55 25 und 57 SGG für vereinbaro

Sie beantragt9
I

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSGo

zurückzuverweiseno
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Der Kläger beantragt,

das Verfahren auszusetzen und die strittige Hechtefragé

dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorzulegen°

Er ist der Auffassung, daß Art° 100 Äbs„ 1 des Grundgesetzes
(GG) eine solche Verfahrensweise gebieteo

II

Die Revision hatte keinen Erfolg; sie ist trotz ihrer ausdrück—

lichen Zulassung durch das Berufungsgericht nicht stattheft°

Die Ausführungen, mit denen das LSG° die vorinhrenercchtliche

Behandlung der Streitsache begründet hat, lassen nicht ohne

weiteres klar werden, ob sich die getroffene Entscheidung als

Aufhebung und Zurückverweisun$ im Sinne des 9 159 bGG darstellt

oder als eine Verweisung des Rechtsstreits an das örtlich

zuständige Gericht nach % 98 SGG, der über 9 153 Abs, 1 SUG

_auch in der Berufungsinstanz anwendbar ist, Fur eine Zurück—
verweisuhg könnte sprechen, daß das LSG° das Fehlen der

örtlichen Zuständigkeit als einen wesentlichen Verfahrensmangel

im Sinne des % 159 Abs; 1 Nr; 2 SGG bezeichnet hat° Hätte diese

Vorschrift — und nur sie - der angefochtenen bntscheidung als

Grundlage dienen sollen, so wäre an das SG° München zurückzu—

verweisen gewesen, wobei dieses an die Rechtesuffassung des

LSG° in der Zuständigkeitsfrage gebunden (@ 159 Abs, 2 SGG) und

deshalb gehalten gewesen wäre, den Rechtsstreit gemäß 9 98 SGG

an das SG° Bayreuth weiterzuverweiseno Außerdem hätte eine

Zurückverweisung auf Grund des @ 159 Abs° 1 SGG vorausgesetzt,

daß das LSG° Erwägungen angestellt hätte, ob und — gegebenen—

falls — aus welchen Gründen es von der B e f u g n i s der

Aufhebung und Zurückverweisung Gebrauch machen wolleo Dies

hat das LSG, jedoch nicht getan, vielmehr unter Bezugnahme

auf S 98 SGGausgeführt, dem noch in der Berufungsinstanz
zulässigen Antrag auf Verweisung des Hechteutreite an das

örtlich zuständige SG„ Bayreuth sei zu entsprechen gewesen°

Auf Grund einer anderen Vor3chriit als der des 5 98 — in

Verbindung mit % 153 Abs° l — SGG hätte die Verweisung des
Rechtsstreits an das SG° Bayreuth auch nicht ausgesprochen
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werden können° Somit beruht die Entscheidung des LSG° auf

@@98, 153 Abe„ l 8GG° Zu ihrer Begründung hätte es der
Heranziehung des 9 159 SGG nicht beduri‘t° Daß eine im ersten

Rechtszug unterlassene Verweisung an das örtlich oder sachlich

zuständige Gericht im Berufungsrechtszug nachgeholt werden

(ZPO), dem @ 98 SGG nachgebildet ist, allgemein anerkannt
(vgla hGZ„ 95 80 281, 108 SO 263, 165 80 583; EGO in Jh° 1922

30 488 Nr° ll; 56520 2 so 278 und 16 8° 345; so auch Hoeenberg,

Lehrbuch-des deutschen Zivilprozeßrechts, 7. Auflo So 151)°

kann, ist in der Rechteprechung zu % 276 der Zivilprozeßordnung

Der Senat trug‘keine Bedenken, diese Verfahrensweiee auch für

das Gebiet der Sozialgerichtsbarkeit gutzuheißeno Da das Ver—

fahren vor dem SG„ münchen mit einem Urteil abgeechloesen

worden war, konnte das LSG° die Verweieung nicht — wie diee

in @ 98 SGG vorgesehen ist - durch Beschluß aussprechen? viel«

mehr mußte es sie in Verbindung mit der nur in Urteilsform mög—

lichen Aufhebung der erstinotanzlichen Entscheidung ebenfalls

durch Urteil vornehmen (vgl° BGEo 95 8° 281; OLGO Celle, HRR„

1959 So 41; OLGo Hamm‚ MDR„ 1952 8° 235; doeenberg apaoüo)°

Ein solches Ürteil kommt inhaltlich und in seinen Wirkungen

einem im ersten Rechtezugenech % 98 SGG ergangenen Beschluß

gleich (vglc RGZ„ 108 So 263)°

Nach 5 98 Abs« 2 SGG ist der auf Grund des Abs. 1 dieeer Vor—
schrift ergengene Ausspruch der Verweisung an das zuetändige

Gericht der Sozialgerichtsbarkeit unani‘echtbero ■ach der

Rechtsprechung und dem Schrifttum zu der bereits angeführten

Vorschrift des @ 276 ZPO bedeutet die Unanfechtbarkeit der

Verweisungsentschcidung, daß sie weder von dem Gericht, an das

die Sache verwiesen worden ist, in Zweifel gezogen noch von dem

verweisenden Gericht und den übergeordneten Instanzen geändert

werden kannc Dies gilt selbst dann, wenn die Verweisung unter

Verletzung von Verfahrensvorschriften zustande gekommen ”et

oder das verweisende Gericht sich über eine nueechließliche

örtliche oder sachliche Zuständigkeit hinueggesetzt hat„ Die3e

Folgerungen ergeben sich nach allgemeiner üeinung vor allem

aus dem Zweck, welcher der Regelung des % 276 ZPO zugrunde

liegt: Den höheren Inntanzen sollen Belastungen und den
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Parteien Kosten erspart werden durch die im Grunde zweit—

rangigen Streitigkeiten über Fragen der Zuständigkeit, nament—

lich der örtlichen (vglo RGZ° 108 So 263; Rosenberg a„aoo°
S„ 151; Stein-Jonas, Zivilprozeßordnung, 18° Aufl„‚ 9 276
Ann° IV 1; Wieczoreck, Zivilprozeßordnung und Nebengesetze,

@ 276 Anna B IV e und C)° Als snfechtbar werden Verweisungen

nur dann angesehen, wenn sie aus dem Rahmen des % 276 ZPO

herausfellen, so z„B° die Verweisung von einer Kammer an eine

andere Kammer desselben Landgerichts (HGZ° 119 SO 579 43837)°

Was für 5 276 ZEO allgemein anerkannt ist, gilt nach der Auf—
fassung des Senats auch für @ 98 SGG, der jene Regelung des

Zivilprozeßrechts fast wörtlich übernomgen hat° Das Bedlrfnis,

die Rechtskraft der Sachentecheidung nicht durch langwierige

Zuständigkeitsstreiti€keiten hinauszuziehen, besteht im Ver—

fahren der Sozialgerichtsbarkeit ebenso wie im Zivilprozeß

(so auch Brackmenn, Handbuch der Sozielversicherung, Stand:

Februar 1959, Bd° I So 258 l und m mit weiteren Hschweisen;

Peters—Sautter—Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarheit‚

@ 98 Anmo l und 2; teilweise aaAo anne überzeugende Begründung:

Hastler, n3w° 1954 so 1851 und Enz, zrs„ 1954 s„ 223 £?257)„
Der in die Form eines Urteils gekleidete Ausspruch der Verwei—

sung wegen örtlicher Unzuständigkcit des SG° München ist daher

unanfechtbar; daß der Streit die örtliche — und nicht etwa

die funktionelle oder sachliche — Zuständigkeit betraf, hat

das LSG„ mit Recht angenommen (vgl.° hierzu Urteil des er—
kennenden Senats vom 30° Juli 1959 — 2 RU 174/58)„ Mit der
Auffassung über die Unanfechtberkeit des Berufungsurteils

befindet sich der Senat in Übereinstimmung mit einer Ent—

scheidung des 3„ Senats des Bundessozielgcrichts vom 24° No»

vember 1958 (SozR° see 5 98 3310Da 2 urc 4; hinsichtlich der
Wirkung eines Verweisungsbeschlusses nach % 98 SGG vgl° auch

esG„ 2 5° 63 5357)„

Da das angefochtene Urteil demnach endgültig war, hätte das

LSG„ die Revision nicht zulassen dürfen° Die somit offen—

sichtlich entgegen dem Gesetz erfolgte Zulassung ist nach der

Auffassung des Senats unwirksam° für die Zulassung der devi—

sion gegen ein nach 9 214 Abso 5 LGG endgültiges Urteil hat
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das BSGo dies bereits auegesprochen (B$G„ 1 SO 104)° Daeselbe
muß für sonstife offensichtlich gesetzwidrige Zulassungen der

Revision gelten (vgle Brackmann a„aoOc Ede I 80 252 i, 250 t und

u mit weiteren Hachweieen)„ Diese Auffassung herrscht auch in

den anderen Zweigen der Gerichtsbarkeit vor (vglo BGHZ„2 3° 396

und BGH„ in MDR„ 1959 SO 378; OGHZo 1 8° 296; Rosenberg a„a„0°

S„ 670; Stein—Jonas a„aooo % 546 Anmo VI 3 d; Beunbach—Lauter—

bach, Zivilprozeßordnung, @ 546 Anm° 4; für die Arbeitsgerichts—

barkeit: RAGO 22 8° 1; BAG° 2 SO 26 und 40 sowie 3 So 46

(Großer Senat); Dietz—Nikisch, Arbeitsgerichtsgesetz, Kommentar

1954, % 72 Anne 25 und 24; für die Verwaltungegerichtsbarkeit:

BVerwGo in NJW° 1954 So 47 Nra 25; Werner, DVBl„ 1951 Sp 341
13427;‘U1e, Gesetz über das Bundesverwaltungsgericht l?‚2‚

%55 Anm„11 3)°

Die Revision der Beklagten mußte daher als unzulässig vervorfen

werden

Die Kostenentecheidung beruht auf 9 195 SGG0
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